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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
19. Dezember 2013 
 
 
 
 
 

 

Az: B 2 U 17/12 R 
 
L 3 U 51/12 (Hessisches LSG) 
S 2 U 47/08 (SG Kassel) 
 
 
 
……………………………………., 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………. 
  
  

 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

19. Dezember 2013 durch den Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden, 

die Richter   M u t s c h l e r    und   H e i n z    sowie die ehrenamtlichen Richter 

S t a h l    und   Dr.  G r i e s h a b e r  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 

8. Mai 2012 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist, ob der Kläger gegen die Beklagte einen Anspruch auf Verletztenrente nach einer 

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) in Höhe von 25 vH anstatt bisher 20 vH hat. 

 

Der 1965 geborene Kläger erlitt am 8.9.1993 einen Arbeitsunfall, als ihm bei Ladearbeiten eine 

Kartonecke gegen das rechte Auge prallte. Dies führte zu einer starken Einschränkung der Seh-

schärfe auf dem betroffenen Auge, die im Juni 1996 nach den Feststellungen eines Gutachters 

rechts 0,063 (nach Korrektur 0,16) und links 1,0 betrug. Der Gutachter schätzte die MdE mit 

20 vH ein und wies darauf hin, es könne langfristig zur Erblindung des Auges kommen. Die Be-

klagte bewilligte dem Kläger Rente auf unbestimmte Zeit nach einer MdE um 20 vH (Bescheid 

vom 13.11.1996, Widerspruchsbescheid vom 20.3.1998, diese idF des vor dem SG Kas-

sel - S 3 U 498/98 - am 9.9.1999 geschlossenen Vergleichs, nach dem sich die Beklagte ver-

pflichtet hatte, die Rente bereits ab 1.1.1996 zu zahlen). Der Kläger bezieht wegen der Unfallfol-

gen eines weiteren Arbeitsunfalls vom 19.6.2005 eine weitere Rente nach einer MdE um 20 vH 

(Bescheid vom 27.11.2006). 

 

Im Juni 2002 machte er eine Verschlechterung der Unfallfolgen geltend. Die augenärztliche Be-

gutachtung ergab, dass das rechte Auge inzwischen funktionell einem erblindeten Auge gleich-

zusetzen sei, die MdE betrage 25 vH. Die Beklagte lehnte die Gewährung höherer Verletzten-

rente aber ab, weil eine wesentliche Änderung iS des § 73 Abs 3 SGB VII nicht vorliege. Der 

entsprechende Bescheid vom 12.9.2002 wurde bindend. 

 

Im Dezember 2007 beantragte der Kläger, den "Anspruch auf Rente … hinsichtlich der Herab-

setzung der Sehschärfe des rechten Auges … ab dem 23.8.2002 zu erhöhen". Der Sachver-

ständige Dr. A.      habe am 22.8.2002 eine MdE von 25 vH bestätigt. Die Beklagte verstand dies 

als Antrag auf Rücknahme des Bescheids vom 12.9.2002 und lehnte diesen ab (Bescheid vom 

11.1.2008). Die Voraussetzungen für die Rücknahme des früheren Bescheids lägen nicht vor, 

denn der Verwaltungsakt vom 12.9.2002 sei nicht rechtswidrig gewesen. Zum Zeitpunkt seines 

Erlasses sei eine wesentliche Änderung in den Unfallfolgen nicht eingetreten, weil die MdE sich 

nicht um mehr als 5 vH erhöht habe. Der Widerspruch blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid 

vom 29.2.2008). 

 

Auf die zum SG Kassel erhobene Klage hat dieses die Beklagte verurteilt, dem Kläger ab 

1.1.2003 Verletztenrente nach einer MdE in Höhe von 25 vH zu zahlen (Urteil vom 11.6.2010). 

Zur Begründung hat das SG ausgeführt, der zu überprüfende Bescheid der Beklagten vom 

12.9.2002 sei rechtswidrig. Trotz des Wortlautes des § 73 Abs 3 SGB VII sei die Rente rückwir-

kend nach einer MdE um 25 vH zu zahlen. Es liege eine Gerechtigkeitslücke und eine Verlet-

zung des Gleichheitssatzes vor, wenn der Unfallverletzte, der bei Erstfestsetzung der Verletzten-
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rente erblindet sei, eine Rente von 25 vH bekomme, während derjenige, bei dem zunächst eine 

MdE um 20 vH festzusetzen war und der später erblinde, trotz identischer Unfallfolge nicht in 

den Genuss derselben nach einer MdE um 25 vH bemessenen Rente komme. 

 

Die Beklagte hat Berufung zum Hessischen LSG eingelegt. Sie vertrat die Auffassung, § 73 

Abs 3 SGB VII stehe einer Rente nach einer MdE um 25 vH entgegen. Die Gewährung einer hö-

heren Rente komme auch nicht auf der Grundlage des § 46 SGB X in Betracht, weil sich die 

Vorschrift auf den Widerruf von Ermessensentscheidungen beschränke, die hier nicht vorgele-

gen habe. Das LSG hat das Urteil des SG aufgehoben und die Klagen abgewiesen (Urteil vom 

8.5.2012). Zur Begründung seiner Entscheidung hat es sich der Auffassung der Beklagten ange-

schlossen, dass mit dem Eintritt der Erblindung keine wesentliche Änderung gegenüber der ur-

sprünglichen Bewilligung eingetreten sei. Nach § 73 Abs 3 SGB VII sei eine Änderung der Un-

fallfolgen nur dann wesentlich iS des § 48 Abs 1 SGB X, wenn sie mehr als 5 vH betrage. Aus-

nahmen seien nach dem Wortlaut der Vorschrift nicht vorgesehen. Dies verletze auch nicht den 

Gleichheitssatz. 

 

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Das SG habe bereits zutreffend 

ausgeführt, dass eine "offensichtliche" Gerechtigkeitslücke vorliege, weil vor Eintritt der Ver-

schlimmerung eine Rente nach einer MdE von 20 vH bezogen worden und trotz einer Änderung 

von nur 5 vH ein erblindetes Auge mit einer MdE von 25 vH zu bewerten sei. Dass er eine Rente 

nach einer MdE um 25 vH nicht erhalte, verletze den allgemeinen Gleichheitssatz. Der Anspruch 

bestehe auch aufgrund eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs. Der Beklagten sei ein 

Beratungsfehler anzulasten, weil sie ihn in dem Verwaltungsverfahren zur erstmaligen Festset-

zung einer Rente nicht darauf hingewiesen habe, dass er bei Festsetzung der Rente nach einer 

MdE um 20 vH bei späterem Eintritt der Erblindung nicht in den Genuss einer Rente nach MdE 

um 25 vH kommen könne. 

 

Der Kläger beantragt, 

 das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 8. Mai 2012 aufzuheben und die 

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Kassel vom 11. Juni 2010 

zurückzuweisen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 die Revision zurückzuweisen. 

 

Der Gleichheitssatz gebiete eine Anpassung der Rente des Klägers nicht. Die Gruppe der von 

Anfang an einäugig erblindeten Unfallrentner (MdE 25 vH) sei nicht mit der Gruppe der zunächst 

nicht vollständig erblindeten Unfallrentner (MdE 20 vH) zu vergleichen. Vielmehr seien die Ver-

gleichsgruppen iS des Art 3 Abs 1 GG so zu bilden, dass die Gruppe der zunächst noch nicht 

vollständig erblindeten Unfallrentner mit einer Rente nach einer MdE um 20 vH mit der großen 

Gruppe aller Unfallrentner zu vergleichen sei, deren MdE sich nachträglich um 5 vH ändere. Für 
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diese Gruppe schließe der Rechtssatz des § 73 Abs 3 SGB VII eine Anhebung der Rente aus. 

Auch hätten MdE-Werte allenfalls die Qualität von Erfahrungswerten, sie stellten daher keinen 

Rechtssatz auf, der einen Rechtsanspruch auf Rente in bestimmter Höhe begründe. Die MdE 

sei zum Zeitpunkt der ersten Bewilligung einer Rente auf unbestimmte Zeit festzusetzen (§ 62 

Abs 2 SGB VII) und dürfe danach nur eine Anpassung erfahren, wenn die Änderung mehr als 

5 vH betrage. 

 

 

II 

 

Die noch hinreichend iS des § 164 Abs 2 Satz 3 SGG begründete Revision des Klägers ist auch 

im Übrigen zulässig, in der Sache aber nicht begründet. 

 

Das LSG hat mit dem angefochtenen Urteil zu Recht die Entscheidung des SG aufgehoben und 

die Klagen abgewiesen. Die Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (vgl dazu BSG 

vom 11.4.2013 - B 2 U 34/11 R - SozR 4-2700 § 200 Nr 4, Juris RdNr 15), mit der der Kläger die 

Beseitigung des Verwaltungsakts vom 11.1.2008 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids 

vom 29.2.2008, der seinen Antrag auf Rücknahme des Bescheids vom 12.9.2002 ablehnt, sowie 

die Verpflichtung der Beklagten zur (Teil)Aufhebung oder zum Widerruf des Verwaltungsakts 

vom 12.9.2002 sowie Zahlung einer Rente nach einer MdE um 25 vH begehrt, ist unbegründet. 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Rücknahme des Verwaltungsakts der Beklagten vom 

12.9.2002 (1.), dieser war auf seinen Antrag hin weder nach § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 

Abs 3 SGB VII aufzuheben (2.) noch nach § 46 Abs 1 SGB X zu widerrufen (3.); deshalb ist 

auch weiterhin eine Rente nach einer MdE um 25 vH nicht zu zahlen. Der Kläger wird dadurch 

nicht in seinen Grundrechten verletzt (4.). Auch liegen die Voraussetzungen eines sozialrechtli-

chen Herstellungsanspruchs nicht vor (5.). 

 

1. Gemäß § 44 Abs 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar ge-

worden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, 

dass bei Erlass des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachver-

halt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist und soweit deshalb Sozialleistungen 

zu Unrecht nicht erbracht worden sind. 

 

Die Voraussetzungen des § 44 Abs 1 Satz 1 SGB X liegen nicht vor. Die Ablehnung der Rück-

nahme des Bescheids vom 12.9.2002 in dem Bescheid vom 11.1.2008 in der Fassung des Wi-

derspruchsbescheids vom 29.2.2008 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen 

Rechten, denn er hatte bei Erlass des Verwaltungsakts vom 12.9.2002 keinen Anspruch auf 

Aufhebung oder Widerruf des Verwaltungsakts vom 13.11.1996 und Gewährung einer Verletz-

tenrente nach einer MdE von 25 vH. 
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2. Die Beklagte war nicht verpflichtet, auf den Antrag des Klägers den Bescheid vom 12.9.2002 

zurückzunehmen. Dieser Verwaltungsakt war nicht deshalb rechtswidrig, weil er seinerseits die 

Aufhebung des früheren Bescheids aus dem Jahre 1996 wegen des Eintritts einer wesentlichen 

Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen ablehnte (§ 48 Abs 1 SGB X iVm § 73 Abs 3 

SGB VII). Bei Erlass des Bescheids vom 12.9.2002 war § 73 Abs 3 SGB VII anzuwenden, weil 

diese Vorschrift auch für Versicherungsfälle gilt, die vor Inkrafttreten des SGB VII am 1.1.1997 

eingetreten sind (§ 214 Abs 3 Satz 2 SGB VII). 

 

Zwar war im August 2002 eine Änderung gegenüber den im November 1996 bestehenden tat-

sächlichen Verhältnissen eingetreten, weil das rechte Auge des Klägers nunmehr funktionell er-

blindet war. Diese tatsächliche Änderung war aber nicht rechtlich "wesentlich" iS des § 48 Abs 1 

Satz 1 SGB X, denn diese Vorschrift wird durch die spezifisch unfallversicherungsrechtliche Re-

gelung des § 73 Abs 3 SGB VII modifiziert (vgl Kranig in Hauck/Noftz, SGB VII, Stand VI/2007, 

K § 73 RdNr 30; Meibom in jurisPK-SGB VII, § 73 RdNr 32 f). Sie bestimmt, dass bei der Fest-

stellung der MdE eine Änderung iS des § 48 Abs 1 SGB X nur dann (rechtlich) wesentlich ist, 

wenn sie mehr als 5 vH beträgt. 

 

Wie das LSG für den Senat bindend festgestellt hat (§ 163 SGG), war dem Kläger infolge eines 

Arbeitsunfalls mit Verletzungen des rechten Auges und Herabsetzung der Sehschärfe auf 0,1 im 

Jahr 1996 eine Rente nach einer MdE um 20 vH durch Verwaltungsakt bewilligt worden. Damals 

wurde schon angenommen, es könne langfristig zur Erblindung des rechten Auges kommen. 

Bei der Untersuchung im August 2002 war die Funktion des rechten Auges so weit herabgesun-

ken, dass der Befund einer funktionellen Erblindung gleichkam. Die MdE aufgrund einer einseiti-

gen Erblindung wird allgemein mit einer MdE in Höhe von 25 vH eingeschätzt (vgl Schönberger/ 

Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 8. Aufl 2010, S 292; Kranig in Hauck/ 

Noftz, SGB VII, Stand IX/2010, K § 56 RdNr 56; Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallver-

sicherung, Stand 03/2009, Anhang 12 J 004a f). 

 

Die Änderung der MdE auf nunmehr 25 vH (an Stelle von 20 vH) ist aber gemäß § 73 Abs 3 

SGB VII nicht rechtlich wesentlich, weil sie nicht mehr als 5 vH beträgt. Die nach ihrem Wortlaut 

eindeutige Regelung des § 73 Abs 3 SGB VII steht einer Teilaufhebung des maßgeblichen Ren-

tenbescheids vom 13.11.1996 und einer Erhöhung der Verletztenrente auf eine MdE um 25 vH 

entgegen. 

 

Dies ist anzunehmen, obwohl den Erfahrungswerten der gesetzlichen Unfallversicherung zur 

Feststellung und Bewertung der MdE von Unfallfolgen auch die Funktion zukommt, die Gleich-

mäßigkeit und Kontinuität der Entschädigungspraxis zu gewährleisten (vgl Scholz in juris-

PK-SGB VII, § 56 RdNr 52). Vorliegend geht den Erfahrungswerten der Unfallmedizin aber die 

gesetzliche Regelung vor, dass nach § 73 Abs 3 SGB VII, § 48 Abs 1 SGB X geringfügige Ände-

rungen in der Höhe der MdE weder zu Gunsten noch zu Lasten der Versicherten zu einer Ren-

tenänderung führen sollen. 
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§ 73 Abs 3 SGB VII kann auch nicht im Wege der teleologischen Auslegung in seinem Anwen-

dungsbereich eingeschränkt werden (statt vieler: Larenz, Methodenlehre der Rechtswissen-

schaft, 6. Aufl 1991, S 391 ff; Brandenburg, Die teleologische Reduktion, 1983). Die teleologi-

sche Reduktion gehört zu den anerkannten, verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Aus-

legungsgrundsätzen (BVerfG, Beschluss vom 15.10.2004 - 2 BvR 1316/04 - NJW 2005, 352, 

353; BVerfG, Beschluss vom 7.4.1997 - 1 BvL 11/96 - NJW 1997, 2230, 2231; BVerfG, Be-

schluss vom 14.3.2011 - 1 BvL 13/07 - NZS 2011, 812). Sie ist dadurch gekennzeichnet, dass 

sie die auszulegende Vorschrift entgegen ihrem Wortlaut hinsichtlich eines Teils der von ihr 

erfassten Fälle für unanwendbar hält, weil deren Sinn und Zweck, die Entstehungsgeschichte 

und der Gesamtzusammenhang der einschlägigen Regelungen gegen eine uneingeschränkte 

Anwendung sprechen (BVerfG, Beschluss vom 7.4.1997 - 1 BvL 11/96 - NJW 1997, 2230, 2231; 

BSG vom 18.8.2011 - B 10 EG 7/10 R - BSGE 109, 42 = SozR 4-7837 § 2 Nr 10). Bei einem 

nach wortlautgetreuer Auslegung drohenden Grundrechtsverstoß kann eine zulässige und mit 

der Verfassung zu vereinbarende Auslegung der Norm entgegen deren Wortlaut sogar geboten 

sein. 

 

So liegen die Verhältnisse indessen hier nicht. Wie das BVerfG immer wieder betont hat (vgl 

BVerfG, Beschlüsse vom 26.9.2011 - 2 BvR 2216/06, 2 BvR 469/07 = NJW 2012, 1179), ist eine 

verfassungsrechtlich unzulässige richterliche Rechtsfortbildung dadurch gekennzeichnet, dass 

sie, ausgehend von einer teleologischen Interpretation, den klaren Wortlaut des Gesetzes hint-

anstellt, ihren Widerhall nicht im Gesetz findet und vom Gesetzgeber nicht ausdrücklich 

oder - bei Vorliegen einer erkennbar planwidrigen Gesetzeslücke - stillschweigend gebilligt 

wurde (BVerfG, Beschlüsse vom 14.6.2007 - 2 BvR 1447/05, 2 BvR 136/05 - BVerfGE 118, 212, 

243). Richterliche Rechtsfortbildung überschreitet die verfassungsrechtlichen Grenzen, wenn sie 

deutlich erkennbare, möglicherweise sogar ausdrücklich im Wortlaut dokumentierte gesetzliche 

Entscheidungen abändert oder ohne ausreichende Rückbindung an gesetzliche Aussagen neue 

Regelungen schafft (BVerfG, Beschluss vom 6.7.2010 - 2 BvR 2661/06 - BVerfGE 126, 286, 

306). 

 

Eine teleologische Reduktion des § 73 Abs 3 SGB VII würde die soeben aufgezeigten Grenzen 

richterlicher Rechtsfortbildung überschreiten. Im Wege der Auslegung darf einem nach Wortlaut 

und Sinn eindeutigen Gesetz nicht ein entgegengesetzter Sinn verliehen, der normative Gehalt 

der auszulegenden Norm nicht grundlegend neu bestimmt oder das gesetzgeberische Ziel nicht 

in einem wesentlichen Punkt verfehlt werden (vgl BVerfG, Beschluss vom 25.1.2011 - 1 BvR 

918/10 - NJW 2011, 836). 
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Einer teleologischen Reduktion steht hier zunächst der klar erkennbare Wille des historischen 

Gesetzgebers des § 73 Abs 3 SGB VII entgegen, Rentenanpassungen in Höhe von bis zu 5 vH 

in allen Fällen auszuschließen, in denen - wie etwa hier - zunächst eine rentenberechtigende 

MdE von 20 vH vorliegt und später eine MdE um 25 vH eintritt. Die Regelung des § 73 Abs 3 

SGB VII sollte gerade die frühere Rechtsprechung des BSG zur Frage der wesentlichen Ände-

rung bei MdE-Erhöhungen (vgl BSG Urteile vom 2.3.1971 - 2 RU 300/68 und 2 RU 39/70 - 

BSGE 32, 245 = SozR Nr 11 zu § 622 RVO) übernehmen (so BT-Drucks 13/2204 S 93; vgl 

auch Meibom in jurisPK-SGB VII, § 73 RdNr 33 f; Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfall-

versicherung, SGB VII § 73 Anm 5.1; Kranig in Hauck/Noftz, SGB VII, Stand VI/2007, K § 73 

RdNr 22). Der Senat führte in einem der beiden Urteile vom 2.3.1971 (2 RU 300/68), in 

dem - genau wie im vorliegenden Fall - die Erhöhung der MdE von 20 vH auf 25 vH bei einer 

nachträglich eingetretenen einäugigen Blindheit streitig war, aus: 

 "Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit haben zu überprüfen, ob der angefochtene Ver-

waltungsakt rechtswidrig ist. Dies ist jedoch im allgemeinen zu verneinen, wenn bei 

unstreitigen Unfallfolgen die gutachterlichen Beurteilungen der MdE sich lediglich um 

5 v. H. unterscheiden, also innerhalb einer bei derartigen Schätzungen zwangsläufig 

eintretenden Schwankungsbreite liegen. Nicht anders wird es häufig sein, wenn im 

Rechtsstreit eine weitere Gesundheitsstörung als Unfallfolge angesehen wird, diese 

sich aber auf die Erwerbsfähigkeit so wenig nachteilig auswirkt, daß die Gutachter un-

terschiedlicher Meinung sind, ob durch die gesamten Unfallfolgen die Erwerbsfähigkeit 

in einem Maße eingeschränkt wird, welche um 5 v. H. über dem bisherigen Ergebnis 

liegt (a. A. Hess. LSG, Breithaupt 1963, 780, 781). Dagegen wird Sprang und Ricke 

zugestimmt, daß die von der Rechtsprechung zugelassenen Ausnahmen - wenn es sich 

handelt um die Gewährung der Rente, die Schwerbeschädigteneigenschaft, um einen 

der Schwerbeschädigteneigenschaft gleichgestellten MdE-Grad - rechtssystematisch 

nicht zu begründen sind. Sie werden ersichtlich allein deshalb gemacht, um im Einzelfall 

zu einem vermeintlicher Billigkeit entsprechenden Ergebnis zu gelangen. Folgerichtig 

sind dann aber auch Änderungen um nur 5 v. H. für die Entziehung einer Rente von 

20 v. H. der Vollrente sowie für die Herabsetzung von Rente nach einer MdE um 

50 v. H. und um 30 v. H. wegen des Wegfalls der Schwerbeschädigteneigenschaft we-

sentlich im Sinne von § 622 Abs. 1 RVO (vgl. SozR Nr. 8 zu § 608 RVO aF; LSG Nord-

rhein-Westfalen, BG 1970, 279). Mangels einer rechtssystematischen Begründung für 

die bisher zugelassenen Ausnahmen wäre jedoch, wie der erkennende Senat in dem 

heute gefällten, zur Veröffentlichung bestimmten Urteil in der Sache 2 RU 39/70 näher 

ausgeführt hat, kein zwingender Grund gegeben, weitere Ausnahmen von dem o. a. 

Grundsatz zu Gunsten von Verletzten abzulehnen. Dies würde aber bedeuten, daß 

diese Ausnahmen sich auch zu ihren Ungunsten auswirken könnten. Schließlich würde 

dies aber dazu führen, daß sich der allgemeine Grundsatz nicht mehr aufrechterhalten 

ließe und Rentenherabsetzungen bei Änderungen um nur 5 v. H. allgemein als rechtens 

angesehen werden müßten. Daher erschien es dem Senat geboten, an dem auf eine 

jahrzehntelange allgemeine Erfahrung gestützten Grundsatz, daß Abweichungen um 

5 v. H. in der Bewertung der MdE nicht statthaft sind, ausnahmslos festzuhalten und 

Unbilligkeiten in Einzelfällen im Hinblick darauf, daß sich dieser Grundsatz weitaus 

überwiegend zugunsten der Verletzten auswirkt, in Kauf zu nehmen. Diese auch den 

Bedürfnissen der Rechtssicherheit Rechnung tragende Auslegung verstößt nach der 

Auffassung des erkennenden Senats nicht gegen Art. 3 GG." 

 

Danach waren zwei Gründe für den erkennenden Senat dafür maßgeblich, dass eine Änderung 

der Verletztenrente aufgrund einer geringfügigen Änderung der Einschätzung der MdE von nicht 

23 

24 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 - 

 

 

- 9 - 

mehr als 5 vH unterbleiben soll. An diesen Gründen hat sich bis heute nichts geändert. Erstens 

ist eine Änderung der Höhe der MdE nach oben und unten nicht geboten, wenn sie innerhalb der 

bei gutachterlichen Schätzungen zwangsläufig bestehenden Schwankungsbreite liegt. Dies trägt 

auch der Tatsache Rechnung, dass die Einschätzung der Erwerbsfähigkeit eines Menschen mit 

einem gewissen Unsicherheitsfaktor behaftet und insoweit unvermeidlich durch einen Toleranz-

bereich gekennzeichnet ist. Zweitens hätte die Zulassung von Ausnahmen von diesem Grund-

satz zur Folge, dass nicht nur die Erhöhung einer Rente wegen einer Änderung der MdE um 

5 vH, sondern bei entsprechender Änderung zu Lasten des Versicherten auch eine Absenkung 

der Rente stattfinden müsste. Zugleich hat der Senat - wie in dem Zitat (s.o.) deutlich zum Aus-

druck kommt - sich bereits 1971 ausgiebig mit der Frage möglicher Ausnahmen befasst und war 

zu dem Ergebnis gekommen, dass diese rechtssystematisch nicht zu begründen sind. 

 

Mithin kann § 73 Abs 3 SGB VII weder nach seinem Wortlaut noch aufgrund historischer Ausle-

gung so verstanden werden, dass er in seinem Geltungsanspruch über das Bezweckte hinaus-

geht und folglich in seinem Anwendungsbereich eingeschränkt (teleologisch reduziert) werden 

müsste. Vielmehr entsprach es der vom Gesetzgeber übernommenen klaren Wertung der 

Rechtsprechung, dass im Bereich von bis zu 5 vH der Nachweis einer Verschlimmerung der Un-

fallfolgen mit solchen tatsächlichen Unsicherheiten behaftet sei, dass ausnahmslos kein An-

spruch auf Aufhebung einer früheren Rentenbewilligung und Zahlung einer Rente nach einer um 

bis zu 5 vH höheren MdE erfolgen sollte. 

 

3. Auch § 46 Abs 1 SGB X bietet keine Rechtsgrundlage für einen Anspruch des Klägers auf ei-

ne höhere Rente. 

 

Nach § 46 Abs 1 SGB X kann die Beklagte einen rechtmäßigen, nicht begünstigenden Verwal-

tungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die 

Zukunft widerrufen, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden 

müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzulässig ist. Die Vorschrift ist mit dem SGB X 

am 1.1.1981 in Kraft getreten und galt zum Zeitpunkt der Prüfung der Rentenerhöhung im Au-

gust 2002. 

 

Es kann dahingestellt bleiben, ob § 46 Abs 1 SGB X auf Fälle der vorliegenden Art überhaupt 

Anwendung finden kann. In der Rechtsprechung des BSG ist die Frage bisher nicht beantwortet, 

ob die Vorschrift des § 46 Abs 1 SGB X eingreifen kann, wenn - wie hier - eine Änderung in den 

tatsächlichen Verhältnissen eingetreten, diese aber nicht wesentlich iS des § 48 Abs 1 SGB X 

ist. Teilweise wird schon angenommen, die Regelung lasse nur den Widerruf von Ermessens-

entscheidungen zu (Freischmidt in Hauck/Noftz, SGB X, K § 46 RdNr 3). Eine Ermessensent-

scheidung, die zu widerrufen sein könnte, lag hier aber gerade nicht vor. Ob § 46 SGB X auch 

auf Verwaltungsakte mit Dauerwirkung Anwendung finden kann, über die ohne Ermessen zu 

entscheiden war und in deren tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen eine Änderung ein-

getreten war, die aber nicht rechtlich wesentlich ist, ist ebenfalls umstritten (dazu Gmati in 
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jurisPK-SGB X § 46 RdNr 11 mwN; für Anwendung des § 46 SGB X: Ricke in: Kasseler Kom-

mentar § 56 SGB VII RdNr 43, Kranig in Hauck/Noftz, SGB VII, K § 73 RdNr 25; Waschull in 

LPK-SGB X, 3. Aufl 2011, § 46 RdNr 3; Dahm in jurisPR-SozR 23/2010 Anm 3; nur ausnahms-

weise anwendbar: Steinwedel in KassKomm, § 46 SGB X RdNr 3; gegen Anwendung des § 46 

SGB X: Schütze in Schütze/von Wulffen, SGB X, § 46 RdNr 6). 

 

Dies kann aber letztlich dahinstehen, denn jedenfalls kann der Senat den Bescheid vom 

12.9.2002 schon deshalb nicht nach Maßgabe des § 46 Abs 1 SGB X überprüfen, weil die Be-

klagte in diesem Verwaltungsakt über einen Widerruf des maßgeblichen Bescheids vom 

13.11.1996 nicht entschieden hat. Der Bescheid vom 12.9.2002 kann auch nicht dahingehend 

umgedeutet werden, dass er einen Widerruf des maßgebenden Bescheids abgelehnt habe, 

denn es handelt sich bei der Entscheidung über den Widerruf nach § 46 Abs 1 SGB X seiner-

seits um eine Ermessensentscheidung (vgl nur Steinwedel in KassKomm, Stand 08/2012, § 46 

RdNr 4). Der Beklagten steht grundsätzlich ein Entschließungsermessen zu, ob sie von der Er-

mächtigung zum Widerruf des rechtmäßig erlassenen Verwaltungsakts Gebrauch macht oder 

nicht. Die Umdeutung des Bescheids vom 12.9.2002 in eine Entscheidung über einen Widerruf 

würde in die Kompetenz der Beklagten, ihr Entschließungsermessen pflichtgemäß betätigen zu 

können, eingreifen (zum Ausschluss der Umdeutung von gebundenen Entscheidungen in Er-

messensentscheidungen vgl § 43 Abs 3 SGB X; hierzu BSG vom 20.10.2005 - B 7a AL 

18/05 R - BSGE 95, 176 = SozR 4-4300 § 119 Nr 3; BSG vom 17.4.1986 - 7 RAr 101/84; vgl 

auch Leopold in jurisPK-SGB X § 43 RdNr 50 f; Schütze in: von Wulffen/Schütze SGB X § 43 

RdNr 12). 

 

Vorliegend kommt hinzu, dass mit einer Anwendung der allgemeinen verfahrensrechtlichen Re-

gelung des § 46 Abs 1 SGB X die spezifisch unfallversicherungsrechtliche Regelung des § 73 

Abs 3 SGB VII (lex specialis) wieder unterlaufen würde. Denn eine Beseitigung der früheren Be-

willigung und Erhöhung der Rente nach einer Änderung der MdE von lediglich bis zu 5 vH will 

§ 73 Abs 3 SGB VII gerade ausschließen. 

 

Der Bescheid vom 12.9.2002 ist also auch nicht deshalb rechtswidrig gewesen, weil er den Wi-

derruf des maßgeblichen Bescheids vom 13.11.1996 gemäß § 46 SGB X zu Unrecht abgelehnt 

hätte. 

 

4. Dieses maßgeblich durch § 73 Abs 3 SGB VII beeinflusste Ergebnis verletzt den Kläger nicht 

in seinem Grundrecht aus Art 3 Abs 1 GG. Der Senat hat keine Zweifel, dass die fragliche Re-

gelung eine im Lichte des Art 3 GG zulässige und sachlich gerechtfertigte Typisierung ist. 

 

In Ansehung des allgemeinen Gleichheitssatzes bedürfen Differenzierungen der Rechtfertigung 

durch angemessene Sachgründe. Die hierbei dem Gesetzgeber gesetzten Grenzen reichen von 

einer Beschränkung auf das Willkürverbot bis hin zu strengen Verhältnismäßigkeitserfordernis-
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sen (vgl BVerfG, Beschluss vom 21.6.2011 - 1 BvR 2035/07 - NVwZ 2011, 1316, RdNr 64 f). So 

kann sich eine strengere Bindung des Gesetzgebers aus der Anknüpfung an - für den Einzelnen 

nicht verfügbare - Persönlichkeitsmerkmale oder aus den jeweils betroffenen Freiheitsrechten 

ergeben (vgl BVerfG, Beschluss vom 26.1.1993 - 1 BvL 38/92 - BVerfGE 88, 87, 96). Anderer-

seits verfügt er im Bereich der gewährenden Staatstätigkeit grundsätzlich über einen weiten 

Gestaltungsspielraum (vgl BVerfG, Beschluss vom 29.10.2002 - 1 BvL 16/95 - BVerfGE 106, 

166, 175 f). Innerhalb dieses Gestaltungsspielraums kann er auch Typisierungen vornehmen, 

wenn die damit verbundenen Härten nur unter Schwierigkeiten vermeidbar wären und der Ver-

stoß gegen den Gleichheitssatz nicht sehr intensiv ist (BVerfG, Beschluss vom 6.7.2010 - 1 BvL 

9/06 - BVerfGE 126, 233, 263 f). 

 

Mit der Regelung des § 73 Abs 3 SGB VII hat sich der Gesetzgeber dafür entschieden, geringfü-

gige Abweichungen in der Einschätzung der MdE unbeachtet zu lassen. Dabei geht die Rege-

lung typisierend davon aus, dass die MdE regelmäßig der Beurteilung durch Sachverständige 

unterliegt und sich für deren Einschätzung "Erfahrungswerte" herausgebildet haben. Aufgrund 

des Erfahrungswissens, das der Beurteilung zu Grunde liegt, halten sich Abweichungen in der 

Schätzung der MdE um bis zu 5 vH typischerweise innerhalb des bestehenden gutachterlichen 

Beurteilungs- und letztlich auch Irrtumsspielraums. Die Regelung berücksichtigt damit, dass die 

so genannten Erfahrungswerte für die MdE-Schätzung keine exakten oder gar normativen Vor-

gaben sind. Weiter wird typisierend angenommen, dass in einem gewissen Bereich (von bis zu 

5 vH) Schwankungen im Gesundheitszustand eines Betroffenen sowohl aufgrund des Heilungs-

verlaufs als auch aufgrund persönlicher Gegebenheiten regelmäßig auftreten können. Eine für 

den jeweiligen Zeitpunkt exakte Bestimmung des Vom-Hundert-Wertes der MdE ist schon des-

halb nur unter Schwierigkeiten möglich. Für Änderungen in der Einschätzung der MdE, die 5 vH 

nicht übersteigen, schließt § 73 Abs 3 SGB VII deshalb sowohl zu Gunsten als auch zu Lasten 

der Versicherten Änderungen in der Höhe der Rente aus. Die Regelung trägt damit auch zur 

Vereinfachung der Verwaltungstätigkeit und zur Verstetigung der dem Versicherten zu gewäh-

renden Leistungen bei. Innerhalb des Anwendungsbereichs des § 73 Abs 3 SGB VII findet eine 

Ungleichbehandlung von Versicherten im Übrigen nicht statt. 

 

Diese auf langjähriger Praxis und Rechtsprechung beruhende sachgerechte Typisierung hält 

sich in dem durch Art 3 Abs 1 GG vorgegebenen Rahmen. Die den Kläger aufgrund der Typisie-

rung treffende "Belastung" ist vergleichsweise gering. Zwar führt sie in seinem Fall dazu, dass 

eine Erhöhung der Rente unterbleibt, obwohl die MdE ab August 2002 mit 25 vH zu bewerten 

gewesen wäre. Wegen der relativ kleinteiligen Bewertung der MdE von Sehminderungen, für die 

dem Kläger eine Rente nach einer MdE in Höhe von bereits 20 vH bewilligt ist, kann er den nach 

den Erfahrungswerten vorgesehenen MdE-Wert von 25 vH nicht erreichen. Dennoch belastet 

ihn der mit der Typisierung verbundene Nachteil nicht unverhältnismäßig. Dass die Regelung 

zutreffend von einer Schwankungsbreite der Schätzung ausgeht, wird zum Beispiel daran deut-

lich, dass das rechte Auge des Klägers nicht vollständig, sondern (nur) funktionell erblindet ist. 
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Dadurch relativiert sich auch dessen Rüge, eine andere Einschätzung der MdE als mit 25 vH 

führe zu einer für den Kläger unzumutbaren Härte. 

 

5. Schließlich kann der Kläger auch nicht im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs 

zu einer Rentengewährung nach einer MdE von 25 vH gelangen. 

 

Ein Herstellungsanspruch setzt voraus, dass ein Sozialleistungsträger seine gegenüber einem 

Berechtigten obliegende Nebenpflicht aus dem Sozialversicherungsverhältnis verletzt, dem Be-

rechtigten ein unmittelbarer (sozialrechtlicher) Nachteil entsteht und zwischen der Pflichtverlet-

zung und dem Nachteil ein Ursachenzusammenhang vorliegt. Der Herstellungsanspruch ist 

grundsätzlich auf die Vornahme der Amtshandlung gerichtet, die den möglichen und rechtlich 

zulässigen Zustand erreicht, der ohne die Pflichtverletzung eingetreten wäre (stRspr; BSG vom 

18.12.1975 - 12 RJ 88/75 - BSGE 41, 126, 127 = SozR 7610 § 242 Nr 5 S 5, BSG vom 

2.2.2006 - B 10 EG 9/05 R - BSGE 96, 44, 48 = SozR 4-1300 § 27 Nr 2 S 6 jeweils RdNr 19; 

BSG vom 17.2.2009 - B 2 U 34/07 R - SGb 2010, 47, 49). 

 

Sinngemäß trägt der Kläger vor, die Beklagte habe ihn im Jahre 1996 auf die Möglichkeit eines 

Verzichts (§ 46 SGB I) hinweisen müssen, damit ihm die Möglichkeit einer späteren Rente nach 

einer MdE in Höhe von 25 vH erhalten geblieben wäre. Es dürfte mehr als fraglich sein, ob eine 

solche Beratung, wie sie der Kläger einfordert, eine auf der Hand liegende Gestaltungsmöglich-

keit darstellt. Keinesfalls liegt eine Kausalität des behaupteten Beratungsverschuldens für einen 

sozialrechtlichen Nachteil vor. Würde man dem Kläger nachträglich die Möglichkeit einräumen, 

auf die seit 1.1.1996 gezahlte Verletztenrente gänzlich zu verzichten, so wäre er verpflichtet, die 

seit 1996 bezogene Rente in voller Höhe zurückzuzahlen. Soweit der Kläger hingegen meinen 

könnte, dass die Beklagte seine Rente erst nach Eintritt der funktionellen Erblindung rechts hät-

te festsetzen und zahlen dürfen, verkennt er, dass die Beklagte damit ihrerseits rechtswidrig hät-

te handeln müssen, um ihm erst von dem Zeitpunkt der vollständigen Erblindung an eine um 

5 vH höhere Rente bewilligen zu können. 

 

Da sich das Urteil des LSG mithin als zutreffend erweist, ist die Revision des Klägers zurückzu-

weisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG. 
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